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Neubewertung der Alternativen einer Köhlbrandquerung –  
Entscheidung für den Ersatzneubau einer Brücke 

sowie 
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„Neue Köhlbrandquerung – Parlamentarische Beteiligung und  

Transparenz herstellen!“ 
(Drucksache 22/3393 i. V. m. Drucksache 22/5291)
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1. Anlass und Inhalt

Die heutige Köhlbrandbrücke ist als Teil der Bun-
desstraße B3 das wichtigste Bindeglied in der
Haupthafenroute des Hamburger Hafens. Infolge
starker verkehrlicher Belastung leidet die Köhl-
brandbrücke u. a. an Materialermüdung im Be-
reich der Strombrücke und ist auf Dauer nicht in-
stand zu setzen. Mit Schreiben vom 17. Mai 2023
an die Präsidentin der Hamburgischen Bürger-
schaft hat die Behörde für Wirtschaft und Innova-
tion (BWI) über die Ergebnisse der Vorplanung für
den Ersatzneubau der Köhlbrandquerung ein-
schließlich ergänzender Bauwerke sowie zum
weiteren Projektfortgang berichtet (siehe Druck-
sache 22/12110). Ebenso wurde darüber infor-
miert, dass die Erkenntnisse aus der Vorplanung
eines Bohrtunnels sowie die ebenfalls daraus re-
sultierende Kostenschätzung es erforderlich
machten, die Vor- und Nachteile alternativer Que-

rungsbauwerke erneut zu untersuchen und ge-
geneinander abzuwägen.

Mit vorliegender Mitteilung an die Bürgerschaft 
berichtet der Senat über das Ergebnis dieser Al-
ternativenuntersuchung. Auf Grund finanzieller, 
baulicher und hafenwirtschaftlicher Abwägungen 
wird eine neue Köhlbrandbrücke mit einer lichten 
Höhe von 73,5 m als Vorzugsalternative ange-
strebt, die im Rahmen der Vor- und Entwurfspla-
nung weiterbearbeitet werden soll. Auf dieser 
Grundlage wird die Bürgerschaft gebeten, einem 
Ersatzneubau in Form einer höheren Brücke 
sowie den damit verbundenen Auswirkungen auf 
den Haushalt (siehe Anlagen) zuzustimmen. 
Ebenso werden weitere Ausführungen im Hin-
blick auf verbleibende Petita der Drucksache 
22/3393 i. V. m. Drucksache 22/5291 (Bürger-
schaftliches Ersuchen) zur Kenntnis gegeben.
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2.	 Neue Köhlbrandquerung ist zwingend erfor-
derlich

Die heutige Köhlbrandbrücke verknüpft die Areale 
östlich und westlich des Köhlbrands und sichert 
einen leistungsfähigen Anschluss des größten 
deutschen Seehafens an die Bundesautobahnen 
A1 und A7. Hafenbezogene Güterströme vom 
bzw. ins Hinterland können auf diese Weise 
schnell und effizient abgewickelt werden. Eine 
funktionierende Haupthafenroute ist von nationa-
ler Bedeutung. Ihr volkswirtschaftlicher Nutzen ist 
auf Grund der erheblichen Quell- und Zielver-
kehre des Hamburger Hafens bedeutend. Ebenso 
ist die Köhlbrandbrücke die Hauptverbindung für 
zahlreiche kleinräumige Verkehre innerhalb des 
Hafens. Diese können effizient abgewickelt wer-
den, ohne die Bevölkerung in umliegenden Stadt-
teilen durch weitere Verkehre zu belasten. Die 
Köhlbrandbrücke dient zugleich zahlreichen Be-
rufspendlerinnen und -pendlern, um ihre Arbeits-
plätze im Hafen zu erreichen, und erleichtert 
Durchgangsverkehre durch das Hafengebiet. Die 
Haupthafenroute mit der Köhlbrandbrücke ge-
währleistet durch diese wichtigen verkehrlichen 
Funktionen einen reibungslosen Hafenbetrieb 
und entlastet zugleich das Straßennetz im übri-
gen Stadtgebiet.

Aus drei wesentlichen Gründen muss die Köhl-
brandbrücke in den kommenden Jahren durch 
einen Ersatzneubau ersetzt werden:

1.	Die Köhlbrandbrücke leidet an Vorschädigun-
gen und Materialermüdung. Sie ist auf Dauer 
nicht instand zu setzen.
Die Schrägseilbrücke gehört zu einer Genera-
tion von Straßenbrücken, bei denen es zum 
Zeitpunkt der Planung keine Bemessungsre-
geln zur ermüdungssicheren Konstruktion von 
Stahlbrücken gab. Eine Materialermüdung, die 
maßgeblich für die Dauerhaftigkeit eines der-
artigen Bauwerks ist, wurde im damals gülti-
gen Normenwerk nicht ausreichend berück-
sichtigt. Die mittlerweile deutlich erhöhte Ver-
kehrslast führt dazu, dass die Köhlbrandbrü-
cke durch das Gewicht der sie passierenden 
Fahrzeuge erheblich beansprucht ist. Hier hat 
der Schwerlastverkehr eine überproportionale 
Wirkung, die zu einer langfristig anwachsen-
den Schädigung der Bauwerkssubstanz ge-
führt hat und weiterhin führt.
So hat sich seit der Inbetriebnahme der Köhl-
brandbrücke die Verkehrsbelastung durch den 
Schwerlastverkehr nahezu verdoppelt. Die 
Köhlbrandbrücke ist das am stärksten belas-
tete Verkehrsbauwerk im Hamburger Hafen. 
Sie wird an einem durchschnittlichen Werktag 

von circa 34.000 Kfz befahren, davon 12.700 
Lkw. Der Schwerverkehrsanteil liegt aktuell bei 
rund 37 Prozent.1) Bis zum Jahr 2035 wird ein 
Anstieg auf 43 Prozent prognostiziert.2) Zum 
Vergleich: Aktuell liegt der Anteil des Schwer-
lastverkehrs auf der Bundesautobahn A7 im 
Bereich des Elbtunnels bei circa 17 Prozent 
und auf der Bundesautobahn A1 im Bereich 
der Elbbrücken bei circa 21 Prozent. Ein weite-
rer Faktor, aus dem sich eine erhebliche Be-
lastung für die Köhlbrandbrücke ergibt, ist die 
Tatsache, dass die durchschnittlichen Achs-
lasten der Lkw in den vergangenen Jahrzehn-
ten gewachsen sind. Auch ihr zulässiges Ge-
samtgewicht ist von 38 Tonnen im Jahr 1965 
auf mittlerweile 44 Tonnen angestiegen.

Diesen Belastungen wird die bestehende Köhl
brandbrücke nicht dauerhaft standhalten. Re-
gelmäßige Bauwerksprüfungen zeigen, dass 
sich die Materialermüdungen im Bereich der 
Strombrücke in den vergangenen Jahren wei-
ter intensiviert haben. Im stromüberspannen-
den Mittelteil treten seit dem Jahr 2019 konti-
nuierlich Ermüdungsrisse sowohl im Bereich 
des Deckblechs, der Längsrippen und Quer-
träger als auch in den Hauptträgern auf, die zu 
wiederkehrenden und zunehmenden Schäden 
führen. Im Jahr 2023 wurden an fünf Wochen-
enden insgesamt 33 Risse instandgesetzt. 
Trotz dieser im Rahmen von Wochenendvoll-
sperrungen durchgeführten, umfangreichen 
Instandhaltungsmaßnahmen ist es nicht gelun-
gen, die aktuell detektierten Risse vollständig 
zu beheben. Zentral für die Lebensdauer des 
Bauwerks ist dabei der Umstand, dass in eini-
gen der reparierten Schweißnähte erneut 
Risse aufgetreten sind und eine Reparatur an 
diesen Segmenten nicht beliebig oft wiederholt 
werden kann. Die Rissdynamik erfordert somit 
umsichtiges und schnelles Handeln, um einer 
Schadensausweitung wirkungsvoll zu begeg-
nen. Letztlich ist aber eine Verstärkung der 
Strombrücke mit dem Ziel, Ermüdungsrisse in 
den Stahlbauteilen dauerhaft zu vermeiden, 
konstruktiv nicht möglich.

Für die Bewertung des Bauwerkzustands sind 
Defizite der Rampenbauwerke ebenso rele-
vant. Die Rampenbauwerke, die eine Gesamt-
länge von 3,42 km aufweisen, sind sowohl 
durch Alkali-Kieselsäure-Reaktion im Beton 
(AKR, sog. Betonkrebs) als auch durch Chlo-

1)  Hamburg Port Authority, Verkehrsdaten 2022.
2) � Vgl. PTV (2022): Verkehrsmodell Region Hamburg. Fortschrei-

bung Prognose 2035, einzusehen auf dem Transparenzportal 
Hamburg: https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/ver-
kehrsmodell-fortschreibung-prognose-2035-nr-57
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ridbelastung, die zur Korrosion im Spannstahl 
führen kann, vorgeschädigt. Wie die letzten 
Bauwerksuntersuchungen zeigen, konnte die-
ser Schadensprozess durch die Instandset-
zungsmaßnahmen zwar verlangsamt, aber 
nicht vollständig gestoppt werden. Vielmehr 
zeigen die aktuellen Bauwerksprüfungen eine 
Zunahme der Schäden, die ebenfalls nicht auf 
Dauer zu beheben sind und unabhängig von 
der Lasteinwirkung durch Verkehre eintreten. 
Das heißt: Selbst durch eine weitreichende 
oder sogar vollständige Entlastung des Bau-
werks vom Straßenverkehr ließe sich diese 
Entwicklung langfristig nicht aufhalten.
Zusammenfassend muss festgestellt werden: 
Die HPA wird erhebliche und weiter aufwach-
sende Mittel aufwenden, um die Leistungs
fähigkeit der bestehenden Köhlbrandbrücke 
bestmöglich zu erhalten. Jedoch ist die Que-
rung im Stromteil und in den Rampen deutlich 
geschädigt und perspektivisch abgängig. Sie 
reiht sich damit in eine Vielzahl von notwendi-
gen Ersatzneubauten von Straßenbrücken in 
Deutschland ein, deren Realisierung auch von 
der Autobahn GmbH jüngst als wichtigste Auf-
gabe im Verkehrsnetz eingestuft wurde. Der 
Ersatzneubau der Köhlbrandquerung muss 
also weiter vorangetrieben werden, denn das 
Bauwerk hat einen Zustand erreicht, der zur 
Folge hat, dass die notwendigen Eingriffe für 
Wartung und Instandhaltung technisch und 
wirtschaftlich immer aufwändiger werden. Fol-
gerichtig wird der betriebliche Aufwand für die 
Unterhaltung der Brücke weiter ansteigen – 
von 3,3 Mio. Euro (2023) auf 10,7 Mio. Euro 
(2029) pro Jahr. Verkehrseinschränkungen 
(z. B. Sperrungen für den Schwerlastverkehr) 
werden zunehmen müssen, um die Brücke zu 
entlasten. Es ist dadurch absehbar, dass die 
Leistungsfähigkeit der Köhlbrandbrücke, die 
bereits heute durch verordnete Überholver-
bote und Mindestabstände für Lkw einge-
schränkt ist, in den kommenden Jahren weiter 
abnehmen wird.

2.	Köhlbrandquerung und A26 stellen die Leis-
tungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruktur im 
Hafen sicher
Auch in Zukunft wird der Köhlbrandquerung 
eine zentrale Verkehrsfunktion, insbesondere 
für den Schwerverkehr, zukommen. Denn 
damit der Hamburger Hafen seine volkswirt-
schaftliche Funktion – deutschlandweit ist eine 
Bruttowertschöpfung von 51 Mrd. Euro mit 
dem Hamburger Hafen verbunden3) – erfüllen 
und sein Umschlagspotenzial ausschöpfen 
kann, müssen sich die über ihn laufenden Wa-

renströme sowohl ins Hinterland als auch ha-
fenintern schnell, effizient und reibungslos ab-
wickeln lassen. Beim Containerumschlag sind 
dies etwa die über das Hafengebiet verteilten 
Terminals, Packbetriebe und Leercontainerde-
pots. Hinzu kommen zahlreiche weitere Hafen-
umschlagsanlagen, industrielle Produktions
standorte und Logistikeinrichtungen, die 
ebenso miteinander verzahnt sind. Alle diese 
Akteure sind auch weiterhin auf eine direkte 
und leistungsfähige Straßenverbindung über 
den Köhlbrand angewiesen, um ihre arbeitstei-
ligen Prozesse effizient und verlässlich organi-
sieren zu können.

Zukünftig wird sich diese Funktion der Köhl-
brandquerung mit der Bundesautobahn A26 
(A26) ergänzen. Die beiden Verkehrstrassen 
haben komplementäre Aufgaben. Die Köhl-
brandquerung sichert maßgeblich den rei-
bungslosen Verkehrsfluss im Hafen sowie des-
sen Anbindung an das Hinterland. Die A26 ist 
dagegen als großräumige Verbindung Stade – 
Hamburg – Lübeck geplant, die den Lücken-
schluss zwischen den beiden überregionalen 
Nord-Süd-Achsen, den Bundesautobahnen A1 
und A7, erbringt. Sie entlastet das Hamburger 
Stadtgebiet und vor allem den Hamburger 
Süden von Durchgangsverkehren. Darüber 
hinaus kann mit der A 26-Ost im Süden und 
einer neuen Köhlbrandquerung im Norden 
eine Redundanz geschaffen werden, die Stö-
rungen im Netz, etwa verursacht durch Bau-
stellen oder Unfälle, wirksamer ausgleichen 
kann, als es bisher der Fall ist.4)

3.	Neue Möglichkeiten der Hafenentwicklung 
südlich der Köhlbrandquerung aufrechterhal-
ten

Bei der Planung der Köhlbrandbrücke in den 
1960er Jahren wurde aus damaliger Sicht mit 
einer lichten Höhe von 53 Metern NHN5) aus-
reichend Raum für die zukünftige Schiffsgrö-
ßenentwicklung geschaffen. Die Abmessun-
gen der Schiffe haben sich seitdem stark ver-
größert. Infolgedessen schränkt die Köhlbrand-
brücke die Passage großer Containerschiffe 
bereits heute stark ein und stellt ein wesent
liches Hindernis dar. Bei heutigen Schiffsgrö-

3) � Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (2021). Untersu-
chung der regional- und gesamtwirtschaftlichen Bedeutung des 
Hamburger Hafens.

4) � Vgl. PTV (2022): Verkehrsmodell Region Hamburg. Fortschrei-
bung Prognose 2035, einzusehen auf dem Transparenzportal 
Hamburg: https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/ver-
kehrsmodell-fortschreibung-prognose-2035-nr-57

5)  Normalhöhennull
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ßen mit Kapazitäten von bis zu 24.500 TEU6) 
kann die Köhlbrandbrücke aktuell nur von 
Schiffen bis circa 14.000 TEU (je nach Bau-
höhe) passiert werden. Diese Schiffe reprä-
sentieren jedoch einen geringen und perspek-
tivisch kleiner werdenden Anteil der großen 
Containerschiffe in Hamburg. Vielmehr steu-
ern insbesondere die weltweit größten Contai-
nerschiffe Hamburg vermehrt an. Im Zeitraum 
2020 bis 2023 haben sich Anläufe von Schiffen 
mit einer Stellplatzkapazität zwischen 10.000 
und 13.999 TEU um 31 Prozent reduziert (von 
192 auf 132) und in der Kategorie zwischen 
14.000 und 17.999 TEU sind sie leicht abneh-
mend. Bei Schiffen mit über 18.000 TEU-
Stellplatzkapazität haben sie jedoch deutlich 
um 41  Prozent zugenommen (von 191 auf 
272). Letztgenannte Schiffe können heute eine 
Höhe über der Wasserlinie (Air Draft) von bis 
zu 65 Metern aufweisen und benötigen damit 
schon jetzt eine Brückenhöhe von über 70 Me-
tern. Im Jahr 2023 hatte deshalb lediglich circa 
ein Viertel der Hamburg anlaufenden Großcon-
tainerschiffe die Möglichkeit, die heutige Köhl-
brandbrücke zu passieren. Damit können drei 
Großschiffsliegeplätze, die südlich der Köhl-
brandquerung liegen und für die die Wasserin-
frastruktur ausgelegt ist, weiterhin nicht voll-
ständig genutzt werden. Die nördlich der Köhl-
brandbrücke gelegenen Großschiffsliege-
plätze reichen nicht aus, um ein wettbewerbs-
fähiges Angebot für die Zukunft aufrecht zu 
erhalten.

Hinzu kommt: Studien des DNV (ehemals 
DNV-GL) aus den Jahren 20167) und 20248) zei-
gen auf, dass Schiffsgrößen weiter moderat 
wachsen werden. Für den Hamburger Hafen 
kann davon ausgegangen werden, dass Groß-
containerschiffe (bis 25.800 TEU) mit einer 
Höhe über der Wasserlinie (Air Draft) von circa 
67 Metern (mit geklappten Antennen) abgefer-
tigt werden könnten. Da auch noch Sicher-
heitsabstände berücksichtigt werden, die auch 
die zukünftige Entwicklung der mittleren Tide-
hochwasserstände einbeziehen müssen, wäre 
eine lichte Höhe von 73,5 Meter NHN für eine 
neue Köhlbrandbrücke – vergleichbar mit mo-
dernen Brücken wie der Suezkanal-Brücke 
und der Stonecutters Bridge im Hafen von 
Hongkong – erforderlich. Diese Höhe würde es 
ermöglichen, dass sowohl die aktuell größten 
als auch die prognostizierten Schiffstypen den 
Köhlbrand ohne Höhenrestriktionen passieren 
können. So wäre die Zufahrt sowohl zu beste-
henden als auch in Zukunft neu zu entwickeln-
den Hafenarealen, darunter der Sustainable 
Energy Hub, sicher gewährleistet.

3.	 Abwägung: Untersuchung von drei Querungs-
alternativen

Die Hamburg Port Authority (HPA) hat im Jahr 
2017 mit der Planung eines Ersatzneubaus für die 
Köhlbrandbrücke begonnen, nachdem mit dem 
Doppelhaushalt 2017/2018 (Drucksache 21/5000) 
entsprechende Planungsmittel bereitgestellt wur-
den. Zur planerischen Vorbereitung wurde zu-
nächst eine Machbarkeitsstudie erstellt, die den 
Vergleich von verschiedenen Querungsalternati-
ven (Bohrtunnel, Absenktunnel, Brücke) unter-
sucht hat. Betrachtet wurden dabei u. a. planeri-
sche, technische und verkehrliche Aspekte. Von 
besonderer Bedeutung waren hafenstrategische 
Anforderungen an eine neue Querung – wie bei-
spielsweise die Schiffsgrößenentwicklung – sowie 
die Resilienz und die Nutzungsdauer des Bau-
werks. Die Machbarkeitsstudie (im Folgenden 
„Machbarkeitsstudie 2018“) wurde im Jahr 2018 
abgeschlossen. Auf Basis dieser Studienergeb-
nisse folgte ab dem Jahr 2019 eine Vorplanung, 
die – wie ab dem Doppelhaushalt 2021/2022 
(Drucksache 22/2400) vorgesehen – allein für 
einen Bohrtunnel weiterverfolgt wurde.

Das Ergebnis der Vorplanung der HPA lag Ende 
des Jahres 2022 vor. Es zeigte sich, dass eine 
Bohrtunnellösung deutlich höhere Kosten als bis 
dahin erwartet auslösen würde. Während der auf 
Grundlage der Machbarkeitsstudie 2018 erstellte 
Kostenrahmen bei 3,25 Mrd. Euro (brutto) lag, be-
lief sich die im Zuge der Vorplanung ermittelte 
Kostenschätzung auf 5,3 Mrd. Euro (brutto und 
auf Basis des Preisniveaus 2020/21). Wesent
liche Kostentreiber sind die örtlich wechselnde 
Baugrundbeschaffenheit, die im Rahmen der 
Vorplanung fundierter untersucht werden konnte, 
sowie eine hohe Anzahl an Ingenieurbauwerken 
vor allem im Bereich der Anschlussknoten West 
und Ost. Die Ergebnisse der Vorplanung wurden 
unter Hinzuziehung externer Expertise überprüft. 
Diese Evaluation bestätigte die technische Pla-
nung sowie die Mengen- und Kostenermittlung 
durch die HPA. Im Übrigen sind die Vorplanungs-
ergebnisse im Schreiben der BWI an die Bürger-
schaftspräsidentin vom 17. Mai 2023 näher erläu-
tert (Drucksache 22/12110).

6) � Twenty-Foot Equivalent Unit (Standardcontainer-Maß)
7) � Vgl. DNV, Entwicklung von Containerschiffsgrößen, 2016, einzu-

sehen auf dem Transparenzportal Hamburg: https://suche.trans-
parenz.hamburg.de/dataset/entwicklung-der-groesse-von-con-
tainerschiffen

8) � Vgl. DNV, Fortschreibung der Studie: Schiffsgrößenentwicklung 
im Hamburger Hafen, 2024. https://suche.transparenz.hamburg.
de/dataset/studie-schiffsgroessenentwicklung
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3.1	 Untersuchungsauftrag
Vor dem Hintergrund der neuen Erkenntnisse 
und Kostenschätzung aus der Vorplanung wur-
den alternative Querungslösungen mit Blick auf 
Kosten, Leistungsfähigkeit und weitere Qualitäts-
merkmale erneut untersucht und miteinander ver-
glichen. Ziel dieser Untersuchung war es, in 
einem engen Zeitrahmen eine Grundlage zu 
schaffen, um die Vor- und Nachteile unterschied-
licher Querungsalternativen abzuwägen und eine 
Entscheidungsgrundlage dafür zu schaffen, mit 
welcher Art Bauwerk das Projekt weiterverfolgt 
werden soll. Dafür wurden die folgenden Alterna-
tiven in den Blick genommen:

–	 Querungsalternative A:  
Bohrtunnel (Vorplanung)
Hierbei handelt es sich um den bisher verfolg-
ten Bohrtunnel, für den eine Vorplanung vor-
liegt. Um die Vergleichbarkeit für die Untersu-
chung herzustellen, wurde die Kosten- und 
Terminplanung auf Grundlage des fortge-
schrittenen Kenntnis- und Preisstandes  
(3. Quartal 2023) aktualisiert.

–	 Querungsalternative B:  
Kostenoptimierter Tunnel
Ausgehend von der vorliegenden Vorplanung 
wurden Optimierungspotenziale für einen 
Bohrtunnel und die angebundenen Verkehrs-
knoten identifiziert sowie Einsparmöglichkei-
ten auf Basis verschiedener Handlungsoptio-
nen aufgezeigt.

–	 Querungsalternative C:  
Brücke
Eine Brückenalternative wurde indikativ im 
Rahmen einer Konzeptstudie betrachtet und 
bewertet. Diese basiert auf Erkenntnissen der 
Machbarkeitsstudie 2018. Auch konnten Opti-
mierungspotenziale, die im Rahmen der Unter-
suchung der Querungsalternative B entwickelt 
wurden, übertragen werden.
Bei allen Alternativen wurden jeweils auch die 
Kosten und Aufwände des notwendigen Rück-
baus der heutigen Köhlbrandbrücke berück-
sichtigt, bei dem es sich um ein eigenständi-
ges Planungs- und Bauprojekt handelt, das 
umfangreiche Abhängigkeiten zum Ablauf des 
Ersatzneubaus hat. Er wird im Nachgang zur 
Inbetriebnahme der neuen Querung erfolgen, 
um die Verkehrsfunktion der Haupthafenroute 
bis dahin zu gewährleisten. Der Rückbau der 
Strombrücke wird zuerst erfolgen, um eine 
Durchfahrt für die benötigten Schiffshöhen 
möglichst schnell herzustellen. Anschließend 
werden die Rampenbauwerke und Pylone fol-

gen. Die hierfür anfallenden Kosten sind in den 
jeweiligen Gesamtkosten der drei betrachteten 
Querungsalternativen integriert. Die Köhl-
brandbrücke steht unter Denkmalschutz. Ein 
Rückbaubegehren wird im Rahmen eines 
denkmalrechtlichen Verfahrens final bewertet. 
Angesichts des Bauwerkszustandes der Köhl-
brandbrücke, des dringenden verkehrlichen 
Bedarfs an einem neuen Querungsbauwerk 
und der Entwicklungspotenziale für den südli-
chen Hafenbereich, die sich durch neue Mög-
lichkeiten der Passage größerer Schiffe erge-
ben, wird allerdings die Zurückstellung denk-
malfachlicher Belange im Planungsprozess 
geprüft und abgewogen.

3.2	 Planungstiefe
Für den Bohrtunnel (A) liegt eine abgeschlos-
sene, im Zeitraum von drei Jahren erstellte, Vor-
planung mit einem höheren Detailierungsgrad 
vor. Die Alternativen (kostenoptimierter Tunnel, 
Brücke) mussten auf Grund der kompakten Bear-
beitungszeit von ca. einem halben Jahr in einer 
geringeren planerischen Tiefe betrachtet werden. 
Hier gilt wiederum: Die Planungen für einen 
kostenoptimierten Bohrtunnel sind in Teilen wei-
ter fortgeschritten als die für eine Brücke, weil bei 
der Alternative (B) auf der abgeschlossenen Vor-
planung aufgebaut werden konnte. Bei der Be-
trachtung der Brücke (C) handelt es sich hinge-
gen um eine indikative Konzeptstudie. Sie wurde 
auf Grundlage von Erkenntnissen aus der Mach-
barkeitsstudie 2018 (u. a. mit einer lichten Höhe 
von 73,5 Metern NHN), der Vorplanung des Bohr-
tunnels sowie von Experteneinschätzungen erar-
beitet. Mithin unterscheiden sich die Unter
suchungen in ihrer Betrachtungs- und Planungs
tiefe. Im Sinne der Drucksache „Kostenstabiles 
Bauen“ (Drucksache 20/6208) wurde durch ge-
stufte Ansätze für die Kostenvarianz den unter-
schiedlichen Planungstiefen Rechnung getragen. 
Auf dieser Basis kann trotz unterschiedlicher Pla-
nungstiefen eine valide Bewertung der Planungs-
alternativen vorgenommen werden.

3.3	 Im Überblick: Untersuchte Alternativen einer Köhl
brandquerung
Alle drei untersuchten Alternativen beinhalten 
nicht nur Planungsüberlegungen für den Ersatz-
neubau der Köhlbrandbrücke, sondern auch eine 
– seinerzeit bereits im Rahmen der Machbarkeits-
studie 2018 adressierte – Neugestaltung der An-
bindung an die Bundesautobahn A7 und an das 
Straßennetz im Westen (bezeichnet als: Ver-
kehrsknoten Waltershof) sowie an das Straßen-
netz im östlichen Hafenbereich (bezeichnet als: 
Verkehrsknoten Neuhof).
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3.3.1 � Querungsalternative A: Bohrtunnel (Vor-
planung)

Diese Alternative weist eine Streckenlänge von 
4.754 Metern auf (siehe Abbildung 1) – mit zwei 

Fahrstreifen je Fahrtrichtung und einer Gesamt-
breite der Richtungsfahrbahnen von jeweils 
10,50 Meter.	  

 

 

 

Abb. 1: �Streckenführung des Bohrtunnels (Vorplanung) mit Verkehrsknoten Waltershof (West),  
Trögen und Tunnelquerung, Verkehrsknoten Neuhof (Ost)

Die Trasse würde – von der Anschlussstelle Wal-
tershof der A7 kommend – konstant mit einer 
Längsneigung von ca. vier Prozent fallen und 
unter dem Rugenberger Hafen, dem Köhlbrand 
sowie im Anschluss unter dem Roßkanal verlau-
fen. Im Bereich des Köhlbrands (Fahrrinne) würde 
sich der Trassentiefpunkt bei rd. – 44,5 m unter 
NHN (Fahrbahnoberkante) befinden. Ab dem 
Tiefpunkt könnte die Trasse in Fahrtrichtung nach 
Osten ebenfalls mit einer konstanten Längsnei-
gung von ca. vier Prozent ansteigen. Nach dem 
Trogende auf der Ostseite des Köhlbrandtunnels 
würde nach einer kurzen Rampe eine ca. 860 
Meter lange Brücke über den Travehafen folgen 
und nach Norden schwenken. Ein Knotenpunkt 
im Bereich Neuhöfer Damm würde die von Nor-
den kommenden und in Richtung Reiherstieg fah-
renden Verkehre miteinander verknüpfen.

Besondere Planungsmerkmale

Roßkanal: Um den Bohrtunnel ohne eine Inan-
spruchnahme von Flächen für Ausbauvorhaben 
der Hafenbahn zu realisieren, sieht die Planung 
bei dieser Alternative vor, dass der Roßkanal in 
einem östlichen Teilstück verfüllt wird.

Schutzbauwerk gegen Schiffsanprall: Das Bau-
werk müsste im südlichen Teil des Roßhafens vor 
einem möglichen Anprall durch dort verkehrende 
Seeschiffe (z. B. bei Maschinen- oder Ruderscha-
den) geschützt werden, um die Sicherheit der 
Menschen in Tunnel und Trog sowie die Funkti-
onsfähigkeit des Tunnels gewährleisten zu kön-
nen. Hierzu würde im südlichen Bereich des Roß-
hafens ein Erdbauwerk mit einer Nord-Süd-Aus-
dehnung von circa 40 Metern und einer Böschung 
auf der Nordseite der Tunnel und Trogbauwerke 
gebaut werden.

3.3.2 � Querungsalternative B: Kostenoptimierter 
Tunnel

Auf Grundlage der ursprünglichen Planung konn-
ten mögliche Einsparpotenziale für den Bohrtun-
nel bestimmt werden. Dazu wurden die Bedarfs- 
und Planungsrandbedingungen der Vorplanung 
überprüft und zunächst zehn mögliche Hand-
lungsoptionen identifiziert. Fünf dieser Optionen 
flossen in die vorliegende Kostenermittlung ein, 
weil sie in ihrer Kombination ein wesentliches Ein-
sparpotenzial bieten.
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Abb. 2:  Streckenführung nach optimierter Tunnelplanung mit Neuplanung im Bereich 
der Hafenbahnanlage Roß sowie für den Verkehrsknoten Neuhof (Ost)

Kurzbeschreibung der fünf Handlungsoptionen:

1. Verzicht auf sog. „Autobahnparameter“ im Be-
reich der Haupthafenroute: Im Rahmen der 
Vorplanung des Bohrtunnels (A) wurde die La-
getrassierung der Haupthafenroute so ausge-
legt, dass sie sich unter Berücksichtigung der 
Richtlinie für die Anlage von Autobahnen 
(RAA) mit einer Planungsgeschwindigkeit von 
80 (statt 70 km/h) betreiben ließe. Damit einher 
ginge eine Vergrößerung des Querschnitts zur 
Sicherstellung der erforderlichen Haltesicht-
weiten inklusive der Anordnung eines Seiten-
streifens. Auf diese Parameter wurde hier ver-
zichtet. So könnte u. a. die Breite des Über-
baus der Brücke über den Travehafen ange-
passt werden. Verkehrlich würde dadurch die 
Höchstgeschwindigkeit auch künftig auf dem 
für die Haupthafenroute jetzt geltenden Niveau 
verbleiben.

2. Reduzierung der Breite des Tunnelquer-
schnitts: Die Gesamtbreite der Fahrstreifen je 
Tunnelröhre wurde von 10,50 Meter (Vorpla-
nung: Bohrtunnel) auf 10,00 Meter reduziert. 
Diese jeweils um 0,50 Meter verringerten 
Querschnitte würden zu reduzierten Abmes-
sungen der Tunnel- und Trogbauwerke im 
Rohbau führen. Der Seitenstreifen bliebe er-
halten, fiele jedoch schmaler aus. So könnten 
Einsparungen auf Grund von verringerten Aus-
hub- und Baumaterialmengen sowie der erfor-

derlichen Bauhilfsmaßnahmen (z. B. Baugru-
ben) erzielt werden. Eine weitere Querschnitts-
reduzierung würde jedoch im Falle der Sper-
rung einer Tunnelröhre zu einer Verringerung 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeit führen 
und somit eine deutliche Verschlechterung ge-
genüber dem Bestand darstellen.

3. Optimierung des Verkehrsknotens Neuhof 
(Ost): Der Anschluss an das nachgeordnete 
Straßennetz der Verkehrsanlage Neuhof im 
Osten könnte über zwei neue Knotenpunkte in 
den Bereichen Steinwerder Süd (SWS) und am 
Ellerholzweg am westlichen Reiherstieg (siehe 
Abbildung 2) erfolgen. Durch diese Optimie-
rung könnte die Anzahl der Ingenieurbauwerke 
reduziert und das nachgeordnete Straßennetz 
weniger stark verändert werden. Dennoch 
würde mit dieser Handlungsoption die verkehr-
liche Leistungsfähigkeit weiterhin sicherge-
stellt sein.

4. Verlegung der Trasse aus dem Roßkanal auf 
gewidmete Bahnflächen der Hafenbahn: Die 
Hafenbahn plant, ihre Kapazitäten langfristig 
im östlichen Hafenbereich auszubauen, um 
die prognostizierte Erhöhung von Umschlags-
zahlen aufzufangen. Diese Planungsanforde-
rung konnte nach einem Abwägungsprozess 
zwischen Wachstums- und Einsparpotenzialen 
angepasst werden. Die Ausbauanforderung 
wird von ursprünglich insgesamt 16 Gleisen 
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auf nun sieben Gleise sowie ein nicht zuglan-
ges Ladegleis reduziert. Daraus ergibt sich, 
dass die Trasse des Bohrtunnels im Osten 
südlich des Roßkanals auf eine Landfläche ge-
führt werden könnte, die bislang für Gleise der 
sog. Vorstellgruppe Roß vorgesehen war. Ein 
Gewässereingriff in den Roßkanal wäre da-
durch vermeidbar.

5. Verzicht auf Maßnahmen zur Verlängerung 
der Nutzungsdauer auf 130 Jahre: Ingenieur-
bauwerke werden in Deutschland in statisch-
konstruktiver Hinsicht einheitlich auf bis zu 
100 Jahre bemessen. Bohrtunnel haben je-
doch das Potenzial, auch länger genutzt zu 
werden. Um eine angenommene Nutzungs-
dauer von 130 Jahren sicher zu erreichen, wur-
den – auch aus Gründen der Nachhaltigkeit – 
zusätzliche betontechnologische und bauliche 
Maßnahmen der im Erdreich liegenden Bau-
werksanteile des Bohrtunnels bei der Vorpla-
nung vorgesehen. Durch die Reduktion dieser 
Anforderung an die Lebensdauer des Bau-
werks könnten im Falle eines kostenoptimier-

ten Tunnels (B) wiederum Erstinvestitionskos-
ten eingespart werden.

3.3.3  Querungsalternative C: Brücke

Ebenso wurde eine indikative Konzeptstudie für 
ein neues Brückenbauwerk erstellt, welche die 
Ergebnisse der Machbarkeitsstudie 2018 auf 
Basis der Erkenntnisse aus der Vorplanung des 
Bohrtunnels überprüft und aktualisiert. Zusätzlich 
konnten angepasste Bedarfs- und Planungsrand-
bedingungen von Handlungsoptionen für den 
kostenoptimierten Tunnel (B) in die Brückenun-
tersuchung einbezogen werden.

Die betrachtete Linienführung eines Brückenbau-
werks als Querung verläuft nördlich der beste-
henden Köhlbrandbrücke (siehe Abbildung 3). In 
der indikativen Konzeptstudie wurde eine Stre-
ckenführung untersucht, welche im Westen die 
Anbindung an die Verkehrsanlage Waltershof aus 
der Machbarkeitsstudie 2018 und beim Verkehrs-
knoten Neuhof (Ost) die Überlegungen zur Anbin-
dung des kostenoptimierten Tunnels (B) ermög-
licht.

Abb. 3:  Streckenführung für eine Neue Köhlbrandbrücke nach neuer indikativer Konzeptstudie – mit neu 
geplantem Verkehrsknoten Neuhof (Ost) äquivalent zum optimierten Tunnel 

Die Streckenlänge betrüge 4.970 Meter mit zwei 
Fahrstreifen je Fahrtrichtung und einer Gesamt-
breite der Richtungsfahrbahnen von jeweils 
10,50 Meter. Analog zur Machbarkeitsstudie 2018 
und der vorliegenden Tunnelvorplanung wären 
zwei Fahr- und ein breiter Seitenstreifen je Fahrt-

richtung vorgesehen. Die Längsneigung würde 
gemäß Vorgabe – analog zur Tunnelplanung – 
mit maximal vier Prozent angesetzt. Die West-
rampe schlösse an den Knoten West an und ver-
liefe über den Rugenberger Hafen. 
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Die Strombrücke wurde im Rahmen der Indika-
tion – analog zur bestehenden Köhlbrand- 
brücke – als Schrägseilbrücke angenommen. Sie 
würde von je einem Pylon an beiden Ufern getra-
gen werden. Die Spannweite über den Köhlbrand 
betrüge rund 400 Meter. Diese Variante entsprä-
che einer üblichen Bauweise vergleichbarer Bau-
werke. Die lichte Höhe wurde auf Basis von Gut-
achten zur Schiffshöhenentwicklung (DNV GL 
2016/DNV 2024) als Bedarfsanforderung mit 73,5 
Meter NHN definiert und läge damit analog zur 
Machbarkeitsstudie 2018 circa 20 Meter oberhalb 
der Höhe der bestehenden Brücke. Die Ostrampe 
würde planerisch – wie beim kostenoptimierten 
Tunnel – aus dem Uferbereich des Roßkanals 
nach Süden auf die Bahnflächen der Vorstell-
gruppe Roß der Hafenbahn verschoben.

3.4	 Vergleich der Alternativen
Im Folgenden sind die Gemeinsamkeiten und die 
Unterschiede der untersuchten Querungsalterna-
tiven dargestellt. Die Unterschiede werden dabei 
differenzierend anhand von sechs Fokuskriterien 
herausgearbeitet:

–	 Kosten: Ermittlung von Basis- und Gesamtkos-
ten auf Grundlage des Baupreisstandes im  
3. Quartal 2023

–	 Realisierungszeit: Aktualisierte Terminpla-
nung bis zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
der Haupthafenroute sowie bis zur Gesamtfer-
tigstellung (inkl. Rückbau der alten Köhlbrand-
brücke)

–	 Klima & Umwelt: Durch Bau und Betrieb verur-
sachte Treibhausgasemissionen (THG-Emissi-
onen), Bewertung des Eingriffs in Gewässer 
und Boden sowie anderer Schutzgüter

–	 Verfügbarkeit: Mögliche Beeinträchtigungen 
(Störungen) der Querungsbauwerke durch Un-
fälle, Wartungen und Instandsetzungen oder 
durch Wetterereignisse

–	 Resilienz: Widerstandsfähigkeit des Bauwerks 
gegenüber veränderten zukünftigen Einwir-
kungen (z. B. Verkehrs- und Windlasten) und 
Hochwasser

–	 Raumwirkung: Auswirkungen auf die Flächen-
verfügbarkeit im Hafen und auf das Stadtbild

3.4.1 � Gemeinsamkeiten: Was gilt für alle drei 
Querungsalternativen?

Technische Machbarkeit

Die ursprüngliche Vorplanung hatte bereits erge-
ben, dass der Bohrtunnel (A) technisch zu reali-
sieren ist, auch wenn die Beschaffenheit des Bau-
grunds im Köhlbrand eine besondere bauliche 

Herausforderung darstellt. Die neuen Untersu-
chungen haben gezeigt, dass auch die Querungs-
alternativen kostenoptimierter Tunnel (B) und 
Brücke (C) technisch umsetzbar sind.

Verkehrliche Leistungsfähigkeit

Alle drei untersuchten Querungsalternativen sind 
in ihrer verkehrlichen Leistungsfähigkeit im Nor-
malbetrieb gleichwertig. Dies betrifft u. a. die An-
zahl der Fahrstreifen und deren Aufteilung, die 
maximale Längsneigung und die Verkehrsquali-
tätsstufen für die gesamte Verkehrsanlage. Auch 
während der Bauphase kann bei allen drei Que-
rungsbauwerken der Betrieb der Haupthafen-
route aufrechterhalten werden.

Sicherheit in Bau und Betrieb

Alle drei Alternativen können sicher gebaut und 
betrieben werden. Dieses Ziel wird auch durch 
die Neugestaltung der Verkehrsknoten Wal-
tershof (West) und Neuhof (Ost) unterstützt, die 
sowohl bei einem Tunnel als auch bei einer Brü-
cke für einen sicheren Verkehrsfluss bei An- und 
Abfahrt der Stromquerung sorgt.

3.4.2 � Unterschiede: Wie differenzieren sich die 
Alternativen?

Kosten

Die Planung einer neuen Köhlbrandquerung be-
findet sich nach den bundesweit geltenden Pla-
nungsstandards (vgl. z. B. HOAI/RE 20129)) in 
einer frühen Phase. Eine Entwurfsplanung liegt 
für keine der drei untersuchten Querungsalterna-
tiven vor. Wenn Gesamtkosten für ein solches 
Bauvorhaben zu diesem frühen Zeitpunkt ermit-
telt werden, ist eine Unschärfe unvermeidbar. 
Das heißt: Die Genauigkeit der Kostenermittlung 
erhöht sich sukzessive zusammen mit der fort-
schreitenden fachlichen Planung – und dem 
dabei neu gewonnenen Wissen um Details. 
Grundsätzlich lässt sich jedoch konstatieren, 
dass für die abgeschlossene Vorplanung des 
Bohrtunnels (A) eine fortgeschrittenere und damit 
fundiertere Kostenermittlung als für die in einem 
kürzeren Zeitraum untersuchten Alternativen vor-
liegt.

Entscheidend für die Kostenermittlung im Rah-
men der Alternativenuntersuchung sind zwei we-
sentliche Schritte:

9) � HOAI = Honorarordnung für Architekten und Ingenieure; RE 
2012 = Richtlinien zum Planungsprozess und für die einheitliche 
Gestaltung von Entwurfsunterlagen im Straßenbau, Ausgabe 
2012
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Schritt 1: Zunächst werden die Basiskosten für 
eine Querungsalternative ermittelt. Sie umfassen 
den nach heutigem Planungsstand absehbaren 
Aufwand für die Bauleistungen. Teil der Basiskos-
ten sind auch sogenannte Sonderkosten. Sie be-
schreiben vorhersehbare Kosten für identifizierte 
Risiken in der Bauphase, die mit einer Eintritts-
wahrscheinlichkeit von über 50 Prozent beziffert 
werden. Es wird bei der Kostenermittlung davon 
ausgegangen, dass diese Risiken – und damit 
auch die ermittelten Kosten – in Gänze eintreten 
werden.

Schritt 2: Aufbauend auf den Basiskosten werden 
in der nächsten Stufe die Gesamtkosten gemäß 
der Drucksache Kostenstabiles Bauen (Druck
sache 20/6208) für jede Querungsalternative er-
mittelt. Dazu werden die folgenden Kostenpositio-
nen auf die Basiskosten aufgeschlagen:

–	 Die Kostenvarianz, die dazu dient, Toleranzen 
auf Grund der Planungsunschärfe in den un-
terschiedlichen Planungsphasen bzw. Detail-
lierungsgraden budgetär zu berücksichtigen. 
Die angesetzten Kostenvarianzen beruhen auf 
den Anhaltswerten gemäß der Drucksache 
Kostenstabiles Bauen. Für die fortgeschritte-
nere Vorplanung eines Bohrtunnels (A) wurde 
eine Kostenvarianz von 15 Prozent angesetzt. 
Für die beiden Alternativen wurde auf Grund 
der geringeren Planungstiefe eine höhere Kos-
tenvarianz angesetzt: für den kostenoptimier-
ten Tunnel (B) 17,5 Prozent, für die Brücke (C) 
25 Prozent.

–	 Die prognostizierte gemittelte Preissteigerung, 
die angibt, wie sich die Baupreisindizes entwi-

ckeln werden. Im Rahmen der Untersuchung 
wurde die Preissteigerung mit 2,2 Prozent pro 
Jahr (unterer Wert) und mit 3,2 Prozent pro 
Jahr (oberer Wert) angesetzt. Diese Einschät-
zung entspricht der aktuellen Kalkulations-
grundlage der U5 (Hamburger Hochbahn).

–	 Die Baunebenkosten, die u. a. Aufwände für 
die Bauherren- und Planungsleistungen, die 
Projektsteuerung, die Bauüberwachung oder 
weitere Gutachter-, Beratungs- und Prüfungs-
leistungen einbeziehen. Im Rahmen der Alter-
nativenuntersuchung wurde für die Bauneben-
kosten ein einheitlicher Aufschlag von 20 Pro-
zent auf die preisgesteigerten Basiskosten zu-
grunde gelegt. Für den kostenoptimierten Tun-
nel (B) sowie für die Brücke (C) wurde ein wei-
terer Aufschlag von 20 Mio. Euro bzw. 40 Mio. 
Euro für Planungsleistungen berücksichtigt, 
die bei Alternative A bereits erfolgt sind.

–	 Die Grunderwerbskosten, die für eine dauer-
hafte bzw. bauzeitliche Inanspruchnahme von 
Flächen Dritter (Eigentümer oder Mieter) anfal-
len.

Zunächst soll der Blick auf die Ermittlung der Ba-
siskosten (brutto) gerichtet werden. Um eine Ver-
gleichbarkeit mit den beiden im Jahr 2023 neu 
untersuchten Querungsalternativen herzustellen, 
sind alle Preise der Kostenermittlungen auf das 
Preisniveau des dritten Quartals 2023 berechnet 
worden – ermittelt auf Basis der einschlägigen 
Baupreisindizes. In Tabelle 1 sind die Basiskos-
ten vergleichend aufgeführt. Für die Querungsal-
ternative B wurde die Kombination aus den o.g. 
fünf Handlungsoptionen ausgewählt.

Tabelle 1: Basiskosten für die Querungsalternativen im Vergleich (brutto)

 

 

 

 

 

 

 

Darauf aufbauend wurden die Gesamtkosten 
(brutto; inklusive der Kosten für den Rückbau der 
Köhlbrandbrücke) hergeleitet, die in Tabelle 2 
dargestellt sind. Es wurde jeweils eine Spanne 
mit einer Untergrenze und einer Obergrenze für 
die Gesamtkosten ermittelt. Für die Untergrenze 
wurde angenommen, dass die Terminplanung 

auf einem normalen Pfad verläuft (realistischer 
Zeitansatz) und die Baupreise moderat um 2,2 
Prozent pro Jahr steigen. Für die Obergrenze 
wurden dagegen ein leicht verzögerter Zeitplan 
auf Grund von Terminrisiken (konservativer Zeit-
ansatz) sowie eine Preissteigerung von 3,2 Pro-
zent pro Jahr angesetzt.
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Tabelle 2: Gesamtkosten der Querungsalternativen im Vergleich (brutto)

 

 

 

 

 

 

 
Aus der Ermittlung der Gesamtkosten wird er-
sichtlich, dass die Querungsalternative C (Brü-
cke) mit einer Preisspanne zwischen 4,4 Mrd. und 
5,3 Mrd. Euro deutlich die kostengünstigste Vari-
ante darstellt. Der Kostenunterschied liegt im Ver-
gleich zum Bohrtunnel (Vorplanung) (A) bei 1,7 
bis 1,9 Mrd. Euro. Auch die kostenoptimierte Tun-
nelalternative (B) führt bei Kombination der fünf 
erläuterten Handlungsoptionen zu einer erkenn-
baren Kostenersparnis gegenüber der fortge-
schriebenen Bohrtunnelplanung (A) von 0,7 bis 
0,8 Mrd. Euro. Sie liegt mit 1,0 bis 1,1 Mrd. Euro 
jedoch weiterhin deutlich über den Kosten für 
eine Brücke (C).

Neben den Investitionskosten für den Bau der un-
terschiedlichen Querungsalternativen müssen 
noch sog. Erhaltungskosten betrachtet werden. 
Darin enthalten sind die Aufwände

–	 für die Erneuerung von Bauwerksteilen wäh-
rend der Nutzungszeit sowie

–	 für die laufende Unterhaltung des Bauwerks 
und der Betriebstechnik.

Für die Tunnelvarianten muss grundsätzlich von 
höheren Erhaltungskosten als für die Brücke (C) 
ausgegangen werden. Das liegt u. a. daran, dass 
ein Tunnel im Gegensatz zu einer Brücke über 

eine Betriebstechnik verfügt, die regelmäßig ge-
wartet und erneuert werden muss. Auf Basis von 
in Verbindung mit der Machbarkeitsstudie 2018 
erstellten Untersuchungen ist davon auszuge-
hen, dass die Lebenszykluskosten insgesamt die 
Brückenlösung als Vorzugsalternative begünsti-
gen.

Realisierungszeit

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung 
wurde der Rahmenterminplan aus der Vorpla-
nung des Bohrtunnels fortgeschrieben und für die 
anderen Querungsalternativen (kostenoptimierter 
Tunnel/Brücke) neu aufgesetzt (siehe Tabelle 3). 
Hierfür wurde ein sog. realistischer Zeitansatz er-
arbeitet, der folgend ausführlicher beschrieben 
wird. Ergänzend wurde ein konservativer Zeitan-
satz mit erhöhten Terminrisiken aufgestellt, der 
eine Verzögerung im Umfang von insgesamt zwei 
Jahren bis zur Gesamtfertigstellung für alle Alter-
nativen berücksichtigt. Ihm stehen bereits heute 
identifizierbare Beschleunigungspotenziale ge-
genüber. Im Rahmen der nächsten Projektpha-
sen werden diese intensiv geprüft und ausgear-
beitet – mit dem Ziel, das Projekt zu beschleuni-
gen und die neue Querung möglichst bis zum 
Jahr 2040 für den Verkehr auf der Haupthafen-
route freizugeben.
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Tabelle 3: Rahmenterminplan (realistischer Zeitansatz) für die untersuchten Querungsalternativen

 

 

 

 

 

Alle untersuchten Alternativen weisen auf Grund 
abweichender Leistungsumfänge verschiedene 
Dauern für die Fortführung der Planungen auf. 
Gleiches gilt für die zugehörigen Bauausfüh-
rungsphasen. Identische Zeitansätze wurden bei 
allen Alternativen angesetzt für

–	 die Dauer des Planfeststellungsverfahrens 
(zwei Jahre) sowie

–	 den Zeitraum zwischen dem Vorliegen des 
Planfeststellungsbeschlusses (PFB) und dem 
Beginn der Bauausführung/Auftragserteilung 
(2 Quartale).

Nachstehend werden die wesentlichen Aspekte 
der Terminplanung (realistischer Zeitansatz) für 
die drei Querungsalternativen erläutert:

Vorplanung Bohrtunnel (A)

Die Zeitplanung für den Bohrtunnel (A) verändert 
sich gegenüber dem Planungsstand aus dem 
Jahr 2022 (Abschluss der Vorplanung) um insge-
samt 3,5 Jahre. Ein Grund dafür ist unter ande-
rem, dass die Bewertung der Projektrisiken – etwa 
mit Blick auf Hindernisse im Baugrund, Kampf-
mittelbeseitigung oder bei der Herstellung der In-
genieurbauwerke – einschließlich der damit ver-
bundenen terminlichen Auswirkungen aktualisiert 
wurde.

Kostenoptimierter Tunnel (B)

Bei dieser Alternative bestünde anfangs die we-
sentliche planerische Aufgabe darin, die ur-
sprüngliche Vorplanung in wesentlichen Punkten 
anzupassen und sie unter Berücksichtigung von 
Handlungs- bzw. Einsparoptionen fortzuschrei-
ben, was eine umfangreiche Überarbeitung erfor-
dern würde. Unterlagen für den Planfeststellungs-

antrag könnten im 2. Quartal 2029 eingereicht 
werden. Nach einem rechtskräftigen Planfeststel-
lungsbeschluss im 2. Quartal 2031 würde die Ver-
gabe der Bauleistungen erfolgen, an welche die 
eigentliche Bauphase bis zur Verkehrsfreigabe 
des Tunnels im 2. Quartal 2041 anschlösse. Der 
Köhlbrand wäre schließlich im 2. Quartal 2042 frei 
von Höhenbeschränkungen für die Schifffahrt be-
fahrbar. Die Gesamtfertigstellung – inklusive des 
Rückbaus der alten Köhlbrandbrücke – wäre für 
das 1. Quartal 2045 vorgesehen.

Brücke (C)

Das Ersatzneubau-Projekt einer Köhlbrandbrü-
cke müsste im Gegensatz zur Tunnelquerung 
neu aufgesetzt werden. Als Grundlage wäre die 
Machbarkeitsstudie 2018 heranzuziehen. In 
einem ersten Schritt würden wesentliche Pla-
nungsleistungen für eine neue Köhlbrandbrücke 
im Rahmen eines Realisierungswettbewerbes 
konkretisiert werden, der unter Beteiligung des 
Oberbaudirektors dazu dient, die beste Entwurfs-
idee in städtebaulicher, architektonischer und 
baulich-konstruktiver Hinsicht zu ermitteln. Die 
Dauer der Vorplanung für eine neue Brücke be-
trüge schätzungsweise 2,5 Jahre. Daran schlösse 
sich die Entwurfsplanung an, die auch die Grund-
lage für die Einreichung des Planfeststellungsan-
trags im 2. Quartal 2031 darstellen würde. Ein 
Planfeststellungsbeschluss wäre im 2. Quartal 
2033 zu erwarten. Die folgende Umsetzungs- und 
Bauphase würde ca. 9,5 Jahre beanspruchen, so 
dass eine Verkehrsfreigabe der neuen Hauptha-
fenroute im 4. Quartal 2042 zu erwarten wäre. Der 
Köhlbrand könnte daran anschließend im 4. Quar-
tal 2043 frei von den aktuellen Höhenbeschrän-
kungen für die Schifffahrt befahrbar sein. Eine 
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Gesamtfertigstellung – inklusive des Rückbaus 
der alten Köhlbrandbrücke – würde im 3. Quartal 
2046 stattfinden. Hier ist jedoch zu betonen, dass 
für die Realisierung einer Brücke (C) bereits jetzt 
Potenziale für eine Beschleunigung identifiziert 
wurden, die in den nächsten Planungsschritten 
hinsichtlich Kosten und Zeit beziffert werden 
müssen. Es erscheint dadurch möglich, die Ver-
kehrs- und Gesamtfreigabe zu einem vergleich-
baren Zeitpunkt wie bei den Tunnelalternativen 
zu vollziehen.

Potenziale der Beschleunigung

Alle drei Querungsalternativen bergen darüber 
hinaus grundsätzlich Beschleunigungspotenziale 
bei Planung und Bau. Hierzu zählen u. a.

–	 die Verzahnung von Entwurfsplanung und 
frühzeitiger Antragsstellung der Planfeststel-
lung,

–	 die Verkürzung der Planungsphase z. B. durch 
Minimierung von Schnittstellen, optimierten 
Vergaben sowie engen Ablauffolgen bei Prüf- 
und Entscheidungsprozessen,

–	 die Prüfung alternativer Vertragsmodelle, die 
bauausführende Unternehmen früher in den 
Planungsprozess einbinden (z. B. Integrierte 
Projektallianz und Mehrparteienvertrag) und 
auf diese Weise eine höhere Terminsicherheit 
für die Bauphase erzeugen sowie

–	 die Anwendung von Bonusregelungen im Falle 
einer schnelleren Bauausführung.

Klima & Umwelt

Bau und Betrieb einer neuen Köhlbrandquerung 
werden, wie jedes andere Großprojekt auch, Aus-
wirkungen auf die Umwelt haben. Obwohl diese 
im späteren Verlauf des Planungsprozesses – 
u. a. im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) – noch detaillierter geprüft werden, 
hat die aktuelle Alternativenuntersuchung bereits 
besonders relevante Parameter betrachtet.

Treibhausgasemissionen

Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) verpflich-
tet mit § 13 Absatz 1 alle Träger öffentlicher Auf-
gaben, den Klimaschutz bei allen relevanten Pla-
nungen und Entscheidungen angemessen zu 
berücksichtigen. Um dafür eine vergleichbare 
Vorgehensweise bereitzustellen, hat das Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) mit 
Datum vom 25. Januar 2023 gemäß Rundschrei-
ben Straßenbau Nr. 03/2023 für die Planung von 
Bundesstraßen eine neue einheitliche Bewer-
tungsmethode zur Berücksichtigung der großräu-
migen Klimawirkungen in der Vorhabenzulassung 

eingeführt. Diese neue Methode des Bundes liegt 
daher jetzt auch der Alternativenbewertung für 
die Köhlbrandquerung zugrunde.

Signifikant im Unterschied zu früheren Bewertun-
gen ist dabei der Unterschied im Hinblick auf die 
THG-Lebenszyklus-Emissionen. Hier fallen die 
THG-Emissionen gemäß den methodischen Vor-
gaben des BMDV je Quadratmeter Fahrbahnflä-
che – im Wesentlichen resultierend aus den ver-
wendeten Baustoffen und aus den Bautätigkeiten 
– bei einer Brücke bauartbedingt rund 50 Prozent 
geringer aus als bei den zu vergleichenden Tun-
nelbauwerken. Die Vorteile der Brücke bei den 
THG-Emissionen überwiegen demnach deutlich, 
obwohl sie im Vergleich zu einem Bohrtunnel auf 
Grund der längeren Rampen eine circa zehn Pro-
zent größere Fahrbahnfläche aufweist. Auch sind 
mit der Änderung des Verkehrsknotens Ost – und 
der damit einhergehenden Reduktion von Ingeni-
eurbauwerken – geringere THG-Emission im Bau 
als für den Bohrtunnel aus der Vorplanung (A) zu 
erwarten.

Gewässer und Böden

Die Vorplanung für einen Bohrtunnel (A) sieht 
eine Linienführung im Roßkanal vor. Deshalb sind 
gewässerschutzfachliche und -rechtliche Implika-
tionen bei dieser Alternative zu bewerten. Insbe-
sondere die damit einhergehende Unterbrechung 
der hydraulischen Verbindung zwischen Köhl-
brand und Roßhafen (via Roßkanal) birgt das Ri-
siko, dass sich dies auch auf angrenzende Was-
serflächen im zentralen Hafen nachteilig auswirkt, 
was die Genehmigungsfähigkeit deutlich belas-
tet. Durch die partielle Aufgabe der bislang für die 
Hafenbahn gewidmeten Flächen (Vorstellgruppe 
Roß) ergäben sich mit den beiden neu untersuch-
ten Alternativen (B, C) andere Querungsmöglich-
keiten, die keine so umfangreichen temporären 
und dauerhaften Aufschüttungen in den Wasser-
flächen erfordern. Der Wasseraustausch zwi-
schen Köhlbrand und Roßhafen sowie das zuge-
hörige Tidevolumen blieben erhalten.

Um die notwendige Auflast gegen Auftrieb sicher 
zu stellen, wären im Rugenberger Hafen für beide 
Tunnelalternativen (A, B) Wasserflächenverluste 
unvermeidbar. Einen Eingriff in das dortige Ge-
wässer würde nach der bisherigen Planung auch 
der Bau einer Brücke (C) verursachen, weil neue 
Brückenpfeiler im Rugenberger Hafen sowie der 
Westpylon nordöstlich der Rugenberger Schleuse 
platziert werden müssten.

Die Eingriffe in das Schutzgut Boden wären bei 
allen drei untersuchten Querungsalternativen er-
heblich. Jedoch würde der Bau der beiden Tun-
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nelalternativen (A, B) deutlich mehr Bodenaus-
hub als der einer Brücke (C) verursachen. Das gilt 
nachgelagert auch für die Anzahl der Transporte 
von Böden und den erhöhten Bedarf an Flächen 
für die (Zwischen-)Lagerung

Eine Beeinträchtigung weiterer Schutzgüter, die 
als schwerwiegend betrachtet werden könnten, 
ist aktuell nicht erkennbar.

Verfügbarkeit für Straßen- und Schiffsverkehre

Ein wesentliches Vergleichskriterium stellt die 
Frage nach der Verfügbarkeit eines Querungs-
bauwerks dar. Ziel ist es, Einschränkungen, Stö-
rungen und Ausfallzeiten im Betrieb auf ein Mini-
mum zu reduzieren. Das gilt sowohl für den Stra-
ßen- als auch für den Schiffsverkehr.

Straßenverkehre

Die Verfügbarkeit eines Tunnels für den Straßen-
verkehr ergibt sich zum einen aus statistisch er-
mittelbaren Störungsereignissen wie etwa Brän-
den oder Unfällen, zum anderen aus regelmäßi-
gen Betriebs- und Wartungserfordernissen. Diese 
erwartbaren Ausfallzeiten konnte die HPA im 
Rahmen der Vorplanung für einen Bohrtunnel (A) 
detailliert ermitteln, für den kostenoptimierten 
Tunnel (B) und die Brücke (C) liegen sie als Ab-
schätzung vor.

–	 Störungsereignisse: Der Bohrtunnel (A) sowie 
der kostenoptimierte Tunnel (B) weisen bei 
Fahrzeugbränden systemisch einen Nachteil 
auf. Verfügbarkeitseinschränkungen infolge 
eines Brandereignisses würden in einem ge-
schlossenen Tunnel grundsätzlich höher aus-
fallen als auf einer freistehenden Brücke. 
Diese Einschränkungen können durch die Ins-
tallation einer Brandbekämpfungsanlage je-
doch deutlich reduziert werden. Auf Grund der 
exponierten Lage sind dagegen bei einer Brü-
cke witterungsbedingte Einschränkungen oder 
Sperrungen infolge von Sturm, Nebel und 
Glätte häufiger zu erwarten als bei einem Tun-
nel.

–	 Betriebszustände: Der kostenoptimierte Tun-
nel (B) weist auf Grund eines geringer veran-
schlagten Querschnitts und eines reduzierten 
Standstreifens eine geringere Flexibilität ge-
genüber dem Bohrtunnel (A) auf, wenn es im 
Falle von Betriebszuständen (z. B. Wartungen 
und Instandsetzungen) zu Verkehrsumlegun-
gen kommen muss. Im Falle der Realisierung 
einer Brücke (C) sind diese Einschränkungen 
geringer, da u. a. keine tunnelspezifische An-
lagentechnik vorhanden ist und gewartet oder 
instand gesetzt werden muss.

Schiffsverkehre

Im Vorfeld der Machbarkeitsstudie 2018 ist ein 
Gutachten von DNV (ehemals: DNV-GL) zur zu-
künftigen Entwicklung von Schiffsgrößen im Ham-
burger Hafen erstellt worden. Damals kam das 
Gutachten zu dem Schluss, dass ein moderates 
Schiffsgrößenwachstum im Bereich der Ultra 
Large Container Vessel (ULCV) weiter angenom-
men werden muss. Diese Prognose ist eingetre-
ten. Die Schiffsgrößenentwicklung ist weiter fort-
geschritten mit heute bereits existierenden 
Schiffsmaßen von 400 Meter Länge, 61,5 Meter 
Breite und circa 65 Meter Höhe über der Wasser-
linie (angegeben als Air Draft), die vermehrt den 
Hamburger Hafen anlaufen. Aus diesem Grund 
hat die HPA die damalige Studie von DNV im Jahr 
2023 fortschreiben lassen und sie zugleich um 
die Untersuchung der Schiffstypen Kreuzfahrt-
schiff, LNG- und LPG-Carrier (u. a. nutzbar für 
den Transport von alternativen Energieträgern) 
erweitert. Laut DNV wird das größte anzuneh-
mende Schiff im Hamburger Hafen weiterhin als 
ein Großcontainerschiff (~ 25.800 TEU) prognos-
tiziert. Dessen Abmessungen werden mit einer 
Länge von 430 Metern, einer Breite von 61,5 Me-
tern und einem Air Draft von circa 67 Metern an-
gegeben.10)

Addiert man Ansätze über das mittlere Tidehoch-
wasser sowie notwendige Sicherheitsabstände 
für die Durchfahrt, ergibt sich daraus nach aktuel-
lem Stand weiterhin eine lichte Höhe von 73,5 
Metern NHN für eine neue Köhlbrandbrücke – wie 
bereits in der Machbarkeitsstudie 2018 angenom-
men. Damit hätte die Brücke die lichte Höhe ver-
gleichbarer Schrägseilbrücken – wie etwa der für 
die Asienverkehre besonders relevanten Suezka-
nal-Brücke oder der Stonecutters Bridge in Hong-
kong. Ein Tunnel hätte hingegen den Vorteil, 
dass, unabhängig von jeglicher Schiffshöhenent-
wicklung, die Befahrbarkeit gegeben wäre. Damit 
würde ein Tunnel auch weit in der Zukunft lie-
gende theoretische Szenarien abdecken, die sich 
prognostisch aktuell aber nicht erfassen lassen.

Resilienz des Bauwerks

Ein Bauwerk in der Größenordnung der Köhl-
brandquerung ist dauerhaften Lasteinwirkungen 
ausgesetzt. Diese bestimmen maßgeblich ihre 
Lebensdauer. Gemäß technischem Standard 
werden Ingenieurbauwerke in statisch-konstrukti-
ver Hinsicht auf bis zu 100 Jahre bemessen. Der 
Bohrtunnel (A) lässt aber eine Nutzungsdauer von 

10) � Vgl. DNV, Fortschreibung der Studie: Schiffsgrößenentwicklung 
im Hamburger Hafen, 2024. https://suche.transparenz.hamburg.
de/dataset/studie-schiffsgroessenentwicklung
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130 Jahren erwarten. Um diese sicher erreichen 
zu können, wurden im Zuge der Vorplanung zu-
sätzliche konstruktive Maßnahmen berücksichtigt. 
Der kostenoptimierte Tunnel (B) verzichtet auf 
diese Ausführungen. Bei ihm muss – wie bei einer 
Brücke (C) – von einer erwarteten Nutzungsdauer 
von bis zu 100 Jahren ausgegangen werden.

Unabhängig vom angenommenen Nutzungsende 
weisen beide Tunnel (A, B) auf Grund ihrer robus-
ten Konstruktion jedoch Vorteile gegenüber einer 
Brücke (C) auf. Das gilt insbesondere für den Fall, 
dass die Verkehrslasten des Schwerverkehrs zu-
künftig weiter über das prognostizierte Maß hin-
aus anwachsen. Auch ist das Brückenbauwerk 
(C) samt Rampen auf Grund seiner Höhe anfälli-
ger für die Einwirkung durch Windlasten. Dies ist 
bei den folgenden Planungsstufen detailliert zu 
untersuchen, kann aber ingenieurtechnisch für 
die Bauwerksbelastung und betrieblich als be-
herrschbar eingestuft werden. Bei einem extre-
men Hochwasserereignis mit einem Wasserstand 
von mehr als neun Meter über NHN könnten wie-
derum die Schutzschwellen des Tunnels nicht 
mehr ausreichen. Theoretisch könnten die Tun-
nelportale – ohne zusätzliche Maßnahmen – über-
flutet werden und der Tunnel, insbesondere bei 
der Anlagentechnik, erheblichen Schaden neh-
men.

Raumwirkung

Flächeninanspruchnahme

Die Planung aller drei Querungsalternativen lässt 
sich nicht ohne Eingriffe in Hafenflächen umset-
zen. Die auffälligste Inanspruchnahme von Flä-
chen, die auch hafenstrategische Implikationen 
hat, ergäbe sich im Bereich der Vorstellgruppe 
Roß in Bezug auf die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Hafenbahn (siehe Kapitel 3.3.2). Auch führte 
die Aufteilung des Verkehrsknotens Neuhof in 
zwei Knoten bei den Querungsalternativen B und 
C zu einer höheren Betroffenheit von Flächen als 
bei der Vorplanung des Bohrtunnels (A). Dies be-
träfe beispielsweise Flächen am westlichen Rei-
herstieg. Gegenüber den beiden Tunnelalternati-
ven (A, B) würde die Brücke (C) in der derzeitig 
untersuchten Trassierung in weitere Flächen 
nördlich des Rugenberger Hafens eingreifen, weil 
dort aktuell der Standort der jeweiligen Stützen 
vorgesehen ist. In weiteren Planungsphasen 
könnten hier aber möglicherweise Optimierungen 
vorgenommen werden.

Stadtbild

Die Auswirkungen der unterschiedlichen Que-
rungsbauwerke auf das Stadtbild wurden eben-
falls bewertet. Wesentlich ist hier die Wahrneh-

mung der Köhlbrandbrücke als besonders stadt-
bildprägend. Klar ist, dass mit dem Bau einer der 
beiden Tunnelvarianten diese Wirkung der Köhl-
brandquerung wesentlich geringer ausfiele. 
Durch den Bau einer neuen Brücke könnte hinge-
gen, nach Abschluss des o.g. qualifizierten Reali-
sierungswettbewerbs unter Beteiligung des Ober-
baudirektors, wieder eine Ikone Hamburgs mit 
stadtbildprägendem Charakter geschaffen wer-
den. Inwiefern sich die neue Brücke gestalterisch 
an der heutigen Bestandsbrücke orientieren 
würde, oder einen anderen Charakter erhielte, 
wäre im Zuge des Realisierungswettbewerbs zu 
überprüfen.

3.5	 Gegenüberstellung der untersuchten Querungs-
alternativen
Ziel der Alternativenuntersuchung war es, eine 
Faktengrundlage für eine Entscheidung darüber 
zu schaffen, mit welcher Alternative die Planun-
gen für eine neue Köhlbrandquerung fortgeführt 
werden sollen. Für die Querungsalternativen er-
gibt sich zusammenfassend folgendes Bild:

Bohrtunnel (A) und kostenoptimierter Tunnel (B)

Argumente, die dazu geführt haben, dass eine 
Vorplanung für einen Bohrtunnel beauftragt wor-
den ist, gelten auch weiterhin. Die Tunnelvarian-
ten (A, B) erlauben beide eine absolute Höhen-
freiheit für den Schiffsverkehr und haben eine 
höhere Robustheit gegenüber veränderten zu-
künftigen Lasteinwirkungen. Der Bohrtunnel (A) 
hat im Vergleich zum kostenoptimierten Tunnel 
(B) den Vorteil, dass er tendenziell eine längere 
Nutzungsdauer mit bis zu 130 Jahren aufweist. 
Jedoch ist der Bohrtunnel (A) die Alternative mit 
den höchsten Kosten in einer aktuell kalkulierten 
Spanne zwischen 6,1 Mrd. bis 7,2 Mrd. Euro 
(brutto). Der kostenoptimierte Tunnel (B) wäre um 
circa 12 Prozent günstiger zu realisieren. Auch 
ergeben sich für den Bohrtunnel (A) erhebliche 
Genehmigungsrisiken durch die dauerhafte Inan-
spruchnahme und hydraulische Abkoppelung 
von Wasserflächen im Bereich des Roßkanals. 
Diese Eingriffe in das Gewässer ließen sich beim 
kostenoptimierten Tunnel (B) durch die Verlage-
rung der Trasse aus dem Roßkanal auf die Be-
stands- und Ausbauflächen der Hafenbahn (Vor-
stellgruppe Roß) deutlich verringern. Im Vergleich 
zur Querungsalternative Brücke (C) erzeugen 
beide Tunnelvarianten (A, B) dagegen im Bau 
deutlich mehr THG-Emissionen und ungleich 
mehr Bodenaushub.

Brücke (C)

Für die Querungsalternative Brücke (C) sprechen 
im Vergleich mit den Tunnelvarianten sehr erheb-
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liche Gründe. Die Brücke ist die kostengünstigste 
Alternative, die mit einer Preisspanne von 4,4 Mrd. 
bis 5,3 Mrd. Euro (brutto) in der Untergrenze um 
circa 26 Prozent unterhalb der Kosten eines vor-
geplanten Bohrtunnels (A) und circa 17 Prozent 
unter denen eines kostenoptimierten Tunnels (B) 
liegt. Darüber hinaus sind die grundsätzlich güns-
tigeren Betriebskosten zu berücksichtigen. Ähn-
lich wie der kostenoptimierte Bohrtunnel (B) 
würde eine Trassenführung für eine Brücke (C) 
über die Vorstellgruppe Roß die Gewässerein-
griffe deutlich reduzieren. Der Bodenaushub 
wäre geringer als bei den Tunnelalternativen. Ein 
weiterer Vorteil der Brücke wäre, dass sie deut-
lich reduzierte THG-Emissionen gegenüber den 
Tunnelalternativen verursachen würde. Auch 
eine stadtbildprägende Wirkung des neuen Bau-
werks könnte erreicht werden. Die aktualisierte 
Studie von DNV zu den erwartbaren Schiffsgrö-
ßen im Hamburger Hafen ergab zudem, dass 
auch eine Brücke mit 73,5 Meter NHN lichter 
Höhe eine Höhenfreiheit für die heute prognosti-
zierten Schiffsgrößen ermöglichen würde. Diesen 
Aspekten steht die – nach aktuellem Planungs-
stand – längere Realisierungszeit einer Brücke 
gegenüber, da die Vorplanung noch bevorstünde. 
Auch eine vergleichsweise etwas geringere Ro-
bustheit gegenüber veränderten zukünftigen La-
steinwirkungen sowie Verfügbarkeitseinschrän-
kungen durch Wetterereignisse sind zu berück-
sichtigen.

4.	 Empfehlung: Ersatzneubau Köhlbrandbrücke

Nach Abwägung der unterschiedlichen Que-
rungsalternativen überwiegen die Vorteile einer 
neuen Köhlbrandbrücke als Ersatzneubau mit 
einer lichten Höhe von 73,5 Meter NHN. Hierfür 
sind folgende Gründe ausschlaggebend:

–	 Kosten: Die Kosten für die Realisierung und 
den Betrieb einer neuen Köhlbrandbrücke lie-
gen deutlich unter denen der beiden Tunnelal-
ternativen. Gegenüber dem bisher geplanten 
Bohrtunnel würde sich die Kosten – bezogen 
auf den Bau – um circa 26 Prozent reduzieren.

–	 Klima & Umwelt: Eine Brücke würde deutlich 
weniger THG-Emissionen im Bau verursachen 
als die Tunnelvarianten. Auch reduziert sie die 
Eingriffe in Gewässer und Boden erheblich. 
Beides ist ökologisch vorteilhaft und verringert 
die Genehmigungsrisiken substanziell, gerade 
auch mit Blick auf die perspektivisch zuneh-
mend stärkere genehmigungsrechtliche Ge-
wichtung dieser Aspekte. Vor diesem Hinter-
grund und auch mit Blick auf die notwendige 
Mitfinanzierung des Bundes soll beim Ersatz-
neubau der Köhlbrandbrücke den aktuellen 

Vorgaben des Bundes zu den THG-Emissio-
nen gefolgt werden. Dies betrifft insbesondere 
die neuen, am 25. Januar 2023 vom Bund be-
kannt gegebenen, „Hinweise zur Berücksichti-
gung der großräumigen Klimawirkungen in der 
Vorhabenzulassung“, die für alle Bundesfern-
straßen in der Baulast des Bundes verbindlich 
sind.

–	 Stadtbild: Die bestehende Köhlbrandbrücke 
stellt für die Stadt Hamburg in besonderem 
Maße ein stadtbildprägendes Bauwerk dar. Ein 
neues Brückenbauwerk würde hieran anschlie-
ßen und gleichermaßen zur Ikone der Ingeni-
eurbaukunst werden.

Eine Brücke würde darüber hinaus sicherstellen, 
dass sie mit einer lichten Höhe von 73,5 Metern 
NHN für die heutigen sowie für die gegenwärtig 
prognostizierbaren Schiffshöhen passierbar 
wäre. Damit würden sich auch mit einer Brücke 
zukünftig neue Entwicklungspotenziale für den 
südlichen Hafenbereich ergeben – für den 
Containerumschlag genauso wie für den zukünfti-
gen Sustainable Energy Hub, wie es im Hafenent-
wicklungsplan (HEP) 2040 vorgesehen ist (siehe 
Drucksache 22/12205). 

Eine etwaige Reduzierung der Brückenhöhe 
würde nach den bisherigen Erkenntnissen auf 
Basis der indikativen Studie eine Einsparung im 
einstelligen Prozentbereich bewirken, die es nicht 
rechtfertigt, auf diese langfristigen hafenstrategi-
schen Vorteile zu verzichten und den Schiffsver-
kehr über Jahrzehnte weiter zu limitieren.

Denn rund die Hälfte der Kosten des Querungs-
projektes, insbesondere für die großen Verkehrs-
knoten im Osten und Westen sowie für den Rück-
bau der Bestandsbrücke, würden sich bei einer 
niedrigeren Brückenhöhe nicht verringern. Die 
Aufrechterhaltung des Verkehrs auf der Haupt
hafenroute erfordert ein Queren der heutigen 
Westrampe und ein Überqueren der Finkenwer-
der Straße im Bereich des Zollhofes Waltershof 
(zukünftiger Border One Stop Shop, BOSS). Zu-
sammen mit der maximal zulässigen Rampennei-
gung von 4 Prozent für den LKW-Verkehr ergibt 
sich geometrisch bedingt eine Trasse, die auch 
bei geringerer Brückenhöhe nahe  an der Trasse 
der indikativen Brückenstudie liegen würde. Das 
Kosteneinsparpotenzial würde daher im Wesent-
lichen in der Reduktion der Pfeilerhöhen liegen 
und nicht in einer Trassenverkürzung. Die schiffs-
verkehrlichen Notwendigkeiten und die Vermei-
dung von Wettbewerbsnachteilen für den Ham-
burger Hafen unterstreichen den Bedarf an einer 
zukunftsfähigen Brückenhöhe.
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Im Interesse der Verkehrswende und des Klima-
schutzes werden zudem die Voraussetzungen für 
ein gutes und attraktives Angebot für den Radver-
kehr als integraler Projektbestandteil geschaffen.

5.	 Projektorganisation

Bei dem Ersatzneubau einer Köhlbrandquerung 
handelt es sich um eines der umfangreichsten, 
komplexesten und kostenintensivsten Bauvorha-
ben in der Freien und Hansestadt Hamburg seit 
Jahrzehnten. Auf Grund seiner Prominenz und 
seines stadtbildprägenden Charakters stellt es 
ein Projekt dar, das von außergewöhnlich hohem 
öffentlichen und politischen Interesse ist. Das Ge-
samtprojekt umfasst etliche einzelne, miteinan-
der verzahnte Ingenieurbauwerke, die jedes für 
sich betrachtet eigene anspruchsvolle Bauvorha-
ben darstellen. Ein Projekt dieser Dimension wird 
über einen langen Zeitraum nicht nur zahlreiche 
bauliche, verkehrliche und wirtschaftliche Auswir-
kungen auf das gesamte Hafengebiet und seine 
Unternehmen haben, sondern auch zahlreiche 
Berührungspunkte zu übergeordneten ge-
samtstädtischen Belangen aufweisen. Das gilt 
insbesondere für die Koordinierung der Verkehre 
im Hafen und im übrigen Hamburger Stadtgebiet. 
Entsprechend sind neben der BWI weitere Behör-
den fachlich betroffen.

Vor diesem Hintergrund wurde eine ganzheitliche 
und leistungsfähige Projektstruktur implemen-
tiert, die sich an den Vorgaben der Drucksache 
Kostenstabiles Bauen orientiert und der Dimen-
sion sowie Spezifika des Vorhabens Rechnung 
trägt. Wesentliche Eckpunkte dieser Projektstruk-
tur sind folgende:

–	 Bedarfsträgerin für das Projekt ist die HPA. 
Dies resultiert aus ihrer Eigenschaft als Wege-
baulastträgerin der öffentlichen Straßeninfra-
struktur im Hafen, was u. a. die Haupthafen-
route einschließlich der Köhlbrandquerung 
umfasst. In diesem Rahmen obliegt der HPA 
u. a. die Beauftragung eines Realisierungsträ-
gers, die Bedarfsermittlung, die Bestimmung 
der hafenstrategischen Anforderungen an Pla-
nung und Bau der Querung, die Öffentlich-
keitsarbeit, das Monitoring von Budget- und 
Zeitplänen sowie die kontinuierliche Überprü-
fung des Projektfortschritts.

–	 Als Realisierungsträgerin ist die ReGe Ham-
burg Projekt-Realisierungsgesellschaft mbH 
(ReGe) von der HPA seit dem 1. Oktober 2023 
mit der Planung der Köhlbrandquerung beauf-
tragt. Die ReGe ist damit für die operative Um-
setzung zuständig, wobei sie sich dabei exter-

ner Dritter – im Wesentlichen technischer Pla-
ner und Bauunternehmen – bedient.

–	 Ressortseitig zuständig ist die BWI, bei der die 
ministerielle Verantwortung und Steuerung 
sowie Finanzierung der öffentlichen Hafeninf-
rastruktur gemäß Gesetz über die Hamburg 
Port Authority AöR (HPAG) liegen. Auf Grund 
seiner Dimension hat das Projekt weitrei-
chende, über das Hafengebiet und die Res-
sortzuständigkeiten der BWI hinausgehende 
Implikationen. Aus diesem Grund wurde ein 
behördenübergreifender Steuerungskreis aus 
Staatsrätinnen und Staatsräten fachlich betrof-
fener Behörden unter dem Vorsitz der BWI ein-
gesetzt, der den Projektverlauf begleitet und 
zeitnahe Entscheidungen zu Themen von stra-
tegischer Bedeutung für das Projekt trifft. Der 
Oberbaudirektor ist bei entwurfs- und gestal-
tungsrelevanten Entscheidungen einzubin-
den.

6.	 Projektbegleitender Personalbedarf der Be-
hörde für Wirtschaft und Innovation

Im Interesse des Projekterfolgs muss die BWI 
personell und fachlich auf eine der exzeptionellen 
Dimension und Komplexität des Bauvorhabens 
entsprechende Weise aufgestellt sein, um ihre 
Aufgaben während einer Laufzeit von voraus-
sichtlich circa 20 Jahren adäquat wahrnehmen zu 
können. Hierzu zählt die übergeordnete ministeri-
elle Steuerung sowie die fachlich qualifizierte Be-
gleitung aller Projektphasen in engem Austausch 
mit Bedarfs- und Realisierungsträger. Ebenso ob-
liegt ihr die fachliche Beratung, inhaltliche Vorbe-
reitung und Organisation des behördenübergrei-
fenden Steuerungskreises sowie gegebenenfalls 
die Einbindung externer Projektberatung im Auf-
trag der BWI. Die BWI soll die planerische und 
später auch bauliche Projektentwicklung laufend 
verfolgen und frühzeitig maßgebliche übergeord-
nete Risiken erkennen können, damit hierauf 
rechtzeitig und im Zusammenspiel der beteiligten 
Akteure reagiert werden kann. Darüber hinaus 
bindet die BWI das BMDV und weitere betroffene 
Stellen des Bundes kontinuierlich in das Projekt 
ein. Gleiches gilt für die fachlich betroffenen 
Hamburger Behörden. Zudem liegen bei der BWI 
die Einwerbung der erforderlichen Haushaltsmit-
tel der FHH und der anteiligen Finanzierung des 
Bundes, wie auch die Bewirtschaftung der in Pla-
nung und Bau fließenden umfangreichen Finanz-
mittel. Schließlich bereitet die BWI Senats- und 
Bürgerschaftsbefassungen vor und steuert die 
öffentliche Kommunikation zu diesem Projekt.
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Bislang wird das Projekt Köhlbrandquerung in der 
BWI mit vorhandenen Personal- und Stellenkapa-
zitäten abgedeckt, die jedoch nicht dezidiert für 
diesen Zweck zur Verfügung stehen, wodurch die 
Wahrnehmung eigentlich vorgesehener Fachauf-
gaben verhindert wird. Um das beschriebene Auf-
gabenspektrum vollumfänglich und nachhaltig 
wahrzunehmen, ist daher die Schaffung einer hie-
rauf fokussierten und personell hinreichend aus-
gestatteten Einheit „Neue Köhlbrandquerung“ für 
die gesamte Projektlaufzeit erforderlich, beste-
hend aus den folgenden drei Stellen

Leitung (1,0; RD, BesGr. A 15)

Referentin/Referent allgemeine Projektsteuerung 
mit entsprechender Berufs- bzw. Projekterfah-
rung (1,0; ORR, BesGr. A 14)

Projektassistenz (1,0; RI, BesGr. A 9)

Hierfür ist eine Ausweitung der Stellenkapazität 
der BWI um drei Planstellen in der jeweils ausge-
führten Wertigkeit für die Laufzeit des Vorhabens 
erforderlich. Es sind Planstellen erforderlich, um 
vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels 
einen möglichst großen Bewerberkreis anspre-
chen zu können.

7.	 Auswirkungen auf den Haushalt

Auf Grund der in dieser Drucksache vorgestellten 
Abwägung bzgl. verschiedener Querungsalterna-
tiven und der daraus resultierenden Empfehlung, 
eine neue Köhlbrandbrücke zu planen und zu 
bauen, ergeben sich Auswirkungen auf den Haus-
halt (siehe auch Anlage 1, Zahlenprotokoll). Da 
die bisher verfolgte Querungsvariante Bohrtunnel 
nicht wesensgleich mit der Querungsvariante 
Brücke ist, wird die mit der Haushaltsplanaufstel-
lung 2020/2021 im Einzelplan 7.0 „Behörde für 
Wirtschaft und Innovation“ Aufgabenbereich 270 
„Hafen und Innovation“ ermächtigte Einzelinves-
tition „Neue Köhlbrandquerung“, die von einem 
Bohrtunnel als Querungsvariante ausgegangen 

ist, nicht mehr weiterverfolgt. Die bisher ausge-
zahlten Kostenbestandteile von 35,050 Mio. Euro, 
die sich ausschließlich auf die Tunnelplanung be-
ziehen, sind somit gem. Landeshaushaltsord-
nung (VV-Bilanzierung) unmittelbar abzugsfähig 
zu Lasten der Aufwendungen aus Anlagenabgän-
gen im Kontenbereich „Sonstige Kosten“. Für die 
erforderliche Ermächtigung sollen die Ansätze im 
Einzelplan 7.0, Produktgruppe 270.05 „Hafen“, 
Kontenbereich „Sonstige Kosten“ aus dem Ein-
zelplan 9.2 „Allgemeine Finanzwirtschaft“ ent-
sprechend verstärkt werden.

Im Einzelplan 7.0, Aufgabenbereich 270 „Hafen 
und Innovation“ wird eine neue Einzelinvestition 
„Neue Köhlbrandbrücke“ mit Gesamtplanungs-
kosten in Höhe von 286,873 Mio. Euro ausge-
bracht. Darin ist Folgendes inkludiert:

Bereits für die Maßnahme „Neue Köhlbrandque-
rung“ aufgewendete bzw. bis zum Bürgerschafts-
beschluss noch aufzuwendende Mittel in Höhe 
von voraussichtlich 37,37 Mio. Euro, die auch bei 
einer sofortigen Entscheidung für die Querungs-
variante Brücke angefallen wären.

Kosten in Höhe von 249,5 Mio. Euro, die in den 
kommenden Jahren gemäß Planung-Projektkos-
tenunterlage entstehen werden.

Neben den Planungsleistungen der HOAI-Leis-
tungsphasen (HOAI LP) I bis IV sind in diesen 
249,5 Mio. Euro auch folgende weitere Maßnah-
men inkludiert, die planungsbegleitenden Cha-
rakter haben bzw. der Projektvorbereitung dienen 
und damit das Vorhaben beschleunigen:

– �Kampfmittelsondierung  
und -räumung� rund 57 Mio. Euro

– �Pfahlprobebelastungen� rund 10 Mio. Euro

– �Planungsleistungen  
der HOAI LP V/VI (anteilig)� rund 24 Mio. Euro

– �Grunderwerb (Entschädigungen  
und Verlagerungen)� rund   5 Mio. Euro
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Betreff: WG: Drs. 0665 ‐ zur Korrekturlesung
Von: "Weber, Sabine" <sabine.weber@sk.hamburg.de>
Datum: 02.04.2024, 11:22
An: "amtlanz@caho.de" <amtlanz@caho.de>

Liebe Frau Gürler,

bitte diese Tabelle auf Seite 19 auch noch austauschen.

Und auf Seite 11 bleibt „Machbarkeitsstudie 2018“ ohne Änderung erhalten.

Sabine Weber
Senatskanzlei - PL 311 -

Referat für Senatsangelegenheiten
Telefon: +49 40 42831-2116
e-fax: +49 40 4279-15177

Von: Frick, Laura <laura.frick@bwi.hamburg.de>
Gesendet: Dienstag, 2. April 2024 10:20
An: Weber, Sabine <sabine.weber@sk.hamburg.de>
Cc: Stöckmann, Andrea <andrea.stoeckmann@sk.hamburg.de>; Bürgerscha�BWI <buergerscha�bwvi@bwi.hamburg.de>; Douvitsas, Andreas <andreas.douvitsas@bwi.hamburg.de>;
Eckermann, Yannick <yannick.eckermann@bwi.hamburg.de>; Gawlok, Lukas <lukas.gawlok@bwi.hamburg.de>
Betreff: AW: Drs. 0665 ‐ zur Korrekturlesung
Priorität: Hoch

Liebe Frau Weber,

anbei die korrigierte Fassung.

Uns ist folgendes aufgefallen: Da es sich bei den Bildern auf den Seiten 7 und 8 um einen Screenshot aus einem Word-Dokument handelt, wurde die rote Unterstreichung bei
„Roßkanal“ übernommen. Herr Douvitsas besorgt nun noch mal die Bilder, in denen keine Unterstreichung zu finden ist…

Viele Grüße

Laura Frick

Von: Weber, Sabine <sabine.weber@sk.hamburg.de>
Gesendet: Donnerstag, 28. März 2024 13:29
An: Frick, Laura <laura.frick@bwi.hamburg.de>; Bürgerscha�BWI <buergerscha�bwvi@bwi.hamburg.de>
Cc: Stöckmann, Andrea <andrea.stoeckmann@sk.hamburg.de>
Betreff: Drs. 0665 ‐ zur Korrekturlesung

Liebe Frau Frick,

die angefügte Mitteilung mit Anlagen und die angemeldete Fassung für die Bürgerschaft übersende ich Ihnen zur Korrekturlesung (Prüfung auf Vollständigkeit, Setz- oder
Rechtschreibfehler).

Bitte fügen Sie Korrekturbedarfe per Kommentar in das PDF-Dokument ein (keine Umwandlung in Word!) und mailen Sie mir diese bitte bis zum 02.04.2024, 10.00 Uhr.

Im Rahmen dieser Korrekturlesung ist zwingend auch ein Abgleich/Gegenlesen zwischen der angemeldeten Fassung des Bürgerschaftsteils sowie dieser Korrekturfahne
erforderlich.

Die Anlagen werden vor Zuleitung an die Bürgerschaftskanzlei angefügt.

Mit besten Grüßen

Sabine Weber
Senatskanzlei - PL 311 -

Referat für Senatsangelegenheiten
Telefon: +49 40 42831-2116
e-fax: +49 40 4279-15177

WG: Drs. 0665 - zur Korrekturlesung imap://amtlanz%40caho%2Ede@mail.caho.de:993/fetch%3EU...

1 von 1 02.04.2024, 11:26

Die im Doppelhaushalt 2023/2024 für das Haus-
haltsjahr 2024 ermächtigten Mittel in Höhe von 
16,072 Mio. Euro aus der Einzelinvestition „Neue 
Köhlbrandquerung“ werden zu der neuen Maß-
nahme „Neue Köhlbrandbrücke“ umgeschichtet. 
Die im Jahr 2024 gebuchten Auszahlungen, die 
auch bei einer sofortigen Entscheidung für die 
Querungsvariante Brücke angefallen wären, sind 
nach Bürgerschaftsbeschluss aus der bisherigen 
Maßnahme „Neue Köhlbrandquerung“ auf die 
Maßnahme „Neue Köhlbrandbrücke“ umzubu-
chen.

Zur Finanzierung der Bedarfe aus der Ausbrin-
gung von drei Stellen im Bereich „Hafen“ des AB 
270 werden im Haushaltsjahr 2024 Personalkos-
ten in Höhe von bis zu 167 Tsd. Euro innerhalb 
des Kontenbereichs Personalkosten eingeplant.

Die ab dem Haushaltsjahr 2025 anfallenden Fi-
nanzbedarfe werden im Haushaltsplanentwurf 
2025/2026 berücksichtigt. Mit der vorliegenden 
Drucksache wird die neue Einzelinvestition „Neue 
Köhlbrandbrücke“ ausgebracht, die deckungsfä-
hig mit den anderen einzelveranschlagten Stra-
ßenprojekten und dem Investitionsprogramm 
„Straßen im Hafen“ sein soll. Die haushaltrechtli-
chen Regelungen des Aufgabenbereichs 270 
„Hafen und Innovation“, sind gem. Anlage 2 anzu-
passen. Dies ist erforderlich, um die Liquiditäts-

bedarfe flexibel und bedarfsgerecht an den Maß-
nahmenfortschritt anpassen zu können.

8.	 Einbindung des Bundes

Auf Grund der herausragenden verkehrlichen Be-
deutung der Köhlbrandquerung für den größten 
deutschen Seehafen, für das überregionale Ver-
kehrsnetz und damit für die reibungslose Abwick-
lung der deutschen Wirtschaftsverkehre wurde 
im Februar 2020 eine gemeinsame Erklärung 
durch den damaligen Bundesminister für Verkehr 
und digitale Infrastruktur und den Ersten Bürger-
meister der Freien und Hansestadt Hamburg un-
terzeichnet. Darin wird die gemeinsame Absicht 
dokumentiert, eine neue Köhlbrandquerung zu 
realisieren – verbunden mit der Maßgabe, dass 
die heutige Köhlbrandbrücke zur Bundesstraße 
aufgestuft wird, die als sog. Ortsdurchfahrung in 
der Baulast der Freien und Hansestadt Hamburg 
verbleibt. Damit liegt auch die Projektträgerschaft 
weiterhin bei der Freien und Hansestadt Ham-
burg. Zudem steht die finanzielle Beteiligung des 
BMDV unter Haushaltsvorbehalt.

Die Aufstufung der bestehenden Köhlbrandbrü-
cke zur Bundesstraße B3 als Ortsdurchfahrt ist 
zum 1. Februar 2021 erfolgt. Rechtlich wurde 
damit die Voraussetzung geschaffen, dass der 
Bund die neue Köhlbrandquerung auf Grundlage 
des § 5a Bundesfernstraßengesetz (FStrG) bezu-
schussen kann. Eine verbindliche Finanzierungs-
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zusage des Bundes besteht noch nicht und ist 
(bundes-)haushaltsrechtlich auch nicht möglich, 
weil der Baubeginn sich außerhalb des Zeithori-
zonts des jährlichen Bundeshaushalts befindet 
und die formalen Voraussetzungen (vorhandene 
Entwurfsplanung mit Kostenberechnung) für eine 
Mittelbeantragung beim Bund noch nicht vorlie-
gen. Es werden weiterhin Gespräche mit dem 
Bund geführt, um diesen über den Projektverlauf 
zu informieren und dessen finanzielle Beteiligung 
weiter zu konkretisieren.

Vorwegüberweisung an den zuständigen Aus-
schuss 

Angesichts der notwendigen haushaltsrecht
lichen Ermächtigung für die nun notwendige Pla-

nung eines Brückenbauwerks über den Köhl-
brand und der entsprechenden Finanzierungs-
notwendigkeit von Planungsleistungen ist ein 
Beschluss der Bürgerschaft vor der Sommer-
pause dringend erforderlich.

Petitum

Der Senat beantragt, die Bürgerschaft möge

1.	 von den Ausführungen in dieser Drucksache 
Kenntnis nehmen und

2.	 die in den Anlagen 1 (Zahlenprotokoll), 2 (Anpas-
sung haushaltsrechtlicher Regelungen) und 3 
(Stellenanpassungen) dargestellten Änderungen 
im Haushaltsplan 2023/2024 für das Haushalts-
jahr 2024 beschließen.

Gestaltung und Layout: Lütcke & Wulff, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg, Tel. (0 40) 23 51 29-0
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Änderungen von Ansätzen im Haushaltsplan 2023/2024

 
Anlage 1
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Ergebnisplan der Produktgruppe 283.01 Zentrale Ansätze I
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Anlage 2 
 
 

Veränderung der haushaltsrechtlichen Regelungen im Einzelplan 7.0 
 

Epl. / AB Erläuterung / Text 
Epl. 7.0 - Behörde für Wirtschaft und 
Innovation 
 
AB 270 - Hafen und Innovation 
 

 

Bisherige haushaltsrechtliche Regelungen: 
 
Die Ermächtigungen des Investitionsprogramms 
„Straßen im Hafen“, Auszahlungen für Investitionen 
zu leisten, und die Ermächtigungen der 
Einzelinvestitionen „Verkehrsanbindung 
Burchardkai“, „Neue Kattwykbrücke - lands. 
Erschließung“, „Grundinstandsetzung 
Kattwykbrücke“, „Neubau Rethebrücke“, „Neubau 
Reiherstiegschleuse, Straße“, „Neue 
Köhlbrandquerung“, „Ersatzneubau Finkenwerder 
Brücke“, „Straßenerneuerung Veddel“ und 
„Ellerholzbrücken“, Auszahlungen für Investitionen 
zu leisten, sind gegenseitig deckungsfähig. 
 
Die haushaltsrechtlichen Regelungen werden, 
ergänzt um die unterjährig ermächtigte Einzel-
investition, wie folgt ausgebracht: 
 
Die Ermächtigungen des Investitionsprogramms 
„Straßen im Hafen“, Auszahlungen für Investitionen 
zu leisten, und die Ermächtigungen der 
Einzelinvestitionen „Verkehrsanbindung 
Burchardkai“, „Neue Kattwykbrücke - lands. 
Erschließung“, „Grundinstandsetzung 
Kattwykbrücke“, „Neubau Rethebrücke“, „Neubau 
Reiherstiegschleuse, Straße“, „Neue 
Köhlbrandquerung“, „Neue Köhlbrandbrücke“, 
„Ersatzneubau Finkenwerder Brücke“, 
„Straßenerneuerung Veddel“ und 
„Ellerholzbrücken“, Auszahlungen für Investitionen 
zu leisten, sind gegenseitig deckungsfähig. 
 

 



Stellenveränderungen zum Stellenplan 2024 

Stellenneuschaffungen: Einzelplan 7- Behörde für Wirtschaft, und Innovation 

Die Planstellen werden mit dem Vermerk „künftig wegfallend (kw) zum Ende des Projektes Köhlbrandquerung, spätestens zum 31.12.2046“ 
versehen. 

Nr. Aufgabenbereich Anzahl Wertigkeit Stellenbezeichnung Erläuterung 

1 270 1,0 A15 Regierungsdirektorin/ Regierungsdirektor Einheit „Neue Köhlbrandquerung“ 

2 270 1,0 A14 Oberregierungsrätin/Oberregierungsrat Einheit „Neue Köhlbrandquerung“ 

3 270 1,0 A 9 Regierungsinspektorin/Regierungsinspektor Einheit „Neue Köhlbrandquerung“ 

Anlage 3
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